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Neuerungen  bei
Kinderbetreuung,  Kindergeld,
Mindestunterhalt, Elterngeld,
Förderung  der  Demokratie,
Bekämpfung  von  Gewalt  gegen
Frauen und Selbstbestimmung
2025  treten  Neuerungen  in  Kraft,  um  die  Qualität  der
Kinderbetreuung zu verbessern. Zudem steigen das Kindergeld
und der Sofortzuschlag um je 5 Euro sowie der Mindestunterhalt
für  Kinder.  Das  Elterngeld  für  Selbstständige  wird
vereinfacht;  die  Gewaltschutzstrategie  nach  der  Istanbul-
Konvention umgesetzt.

Verbesserung der Kinderbetreuung
Seit  dem  1.  Januar  2025  wird  mit  der  Fortsetzung  und
Weiterentwicklung des KiTa-Qualitätsgesetzes die Qualität der

https://spielen-und-lernen.online/aktuelles/neue-impulse-fuer-kitas-und-familien-ab-2025/
https://spielen-und-lernen.online/aktuelles/neue-impulse-fuer-kitas-und-familien-ab-2025/


frühkindlichen Bildung und Betreuung in Kitas gestärkt. Mit
den gesetzlichen Änderungen soll sichergestellt werden, dass
die vom Bund bereitgestellten Mittel von den Ländern gezielter
zur  Steigerung  der  Betreuungsqualität  eingesetzt  werden.
Verbesserung der Qualität bedeutet beispielsweise:

ein bedarfsgerechtes Angebot zu schaffen, das besser auf
die Bedürfnisse von Familien abgestimmt ist
den  Fachkraft-Kind-Schlüssel  zu  verbessern,  um  mehr
Personal für die Kinderbetreuung bereitzustellen.
Maßnahmen  zur  Fachkräftegewinnung  und  -sicherung  zu
ergreifen
Kita-Leitungen zu unterstützen
in  die  Förderung  einer  gesunden  Ernährung  und
ausreichender Bewegung in Kitas zu investieren
für bessere sprachliche Bildung von Kindern zu sorgen,
insbesondere  für  diejenigen,  die  zusätzliche
Unterstützung  benötigen
die  Qualifikation  und  Arbeitsbedingungen  von
Tagesmüttern und -vätern zu verbessern

Für  die  Umsetzung  dieser  Maßnahmen  stellt  der  Bund  den
Bundesländern  in  den  Jahren  2025  und  2026  jeweils  rund  2
Milliarden Euro zur Verfügung.

Weitere  Informationen:
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-fuer-ein-v
erlaessliches-hilfesystem-bei-geschlechtsspezifischer-und-
haeuslicher-gewalt-251160

Erhöhung  von  Kindergeld  und
Sofortzuschlag
Seit 1. Januar 2025 beträgt das Kindergeld 255 Euro pro Monat
für jedes Kind. Das Gesetz zur Kindergelderhöhung wurde erst
kurz vor Jahresbeginn beschlossen, so dass die Erhöhung zu
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einem späteren Zeitpunkt nachgezahlt wird. Eltern bekommen die
Erhöhung aber auf jeden Fall.

Ebenfalls zum 1. Januar 2025 steigt der Sofortzuschlag von 20
Euro pro Monat auf 25 Euro für jedes Kind, das Leistungen der
Grundsicherung oder den Kinderzuschlag (KiZ) erhält.

Der  Höchstbetrag  des  KiZ  beträgt  bei  einer  Erhöhung  des
Kindergeldes und des Sofortzuschlags um je 5 Euro dann 297
Euro pro Monat.

Steigerung des Mindestunterhaltes
Der Mindestunterhalt für Kinder wird ab dem 1. Januar 2025
angehoben.

Kinder mit Anspruch auf Unterhaltsvorschuss erhalten künftig
als  Summe  von  Unterhaltsvorschuss  und  Kindergeld  folgende
monatliche Beträge:

482 Euro für Kinder im Alter von 0 bis 5 Jahren (2 Euro
mehr als 2024)
554 Euro für Kinder im Alter von 6 bis 11 Jahren (3 Euro
mehr)
649 Euro für Jugendliche im Alter von 12 bis 17 Jahren
(4 Euro mehr)

Weitere  Informationen:
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen
/unterhaltsvorschuss/unterhaltsvorschuss-73558

Bürokratieentlastungen  beim
Elterngeld
Ab  Mai  2025  wird  die  Beantragung  von  Elterngeld  für
Selbstständige einfacher. Bürokratische Hürden sollen abgebaut
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und der Zugang zu Elterngeld soll transparenter werden.

Elternzeit-Anträge müssen nicht mehr schriftlich eingereicht
werden. Stattdessen genügt künftig die sogenannte Textform (z.
B. per E-Mail). Das erleichtert die Antragstellung sowie die
Kommunikation zwischen Eltern und Arbeitgebern.

Förderung der Demokratie
Das  Bundesprogramm  „Demokratie  leben!“  des
Bundesfamilienministeriums  startet  im  Januar  2025  in  seine
dritte  Förderperiode  (2025-2032).  Im  Rahmen  des
Weiterentwicklungsprozesses wurde eine neue Förderrichtlinie
zur „Gewährung von Zuwendungen für Maßnahmen zur Stärkung von
Vielfalt,  Toleranz  and  Demokratie“  (Förderrichtlinie
„Demokratie  leben!“)  erarbeitet.

Mit  dem  Programm  fördert  das  Bundesfamilienministerium
zivilgesellschaftliches  Engagement  für  ein  vielfältiges  und
demokratisches  Miteinander  und  die  Arbeit  gegen
Radikalisierungen und Polarisierungen in der Gesellschaft.

Weitere  Informationen:
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaf
t/bundesprogramm-demokratie-leben–73948

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen
Mit  dem  1.  Januar  2025  beginnt  die  Laufzeit  der
Gewaltschutzstrategie  nach  der  Istanbul-Konvention.  Die
Istanbul-Konvention des Europarats ist ein völkerrechtlicher
Vertrag  zur  Bekämpfung  geschlechtsspezifischer  Gewalt  gegen
Frauen und Mädchen und häuslicher Gewalt. Die Vertragsstaaten
verpflichten  sich,  diese  Gewalt  durch  politische  und
rechtliche  Maßnahmen  zu  verhindern,  zu  verfolgen  und  zu
beseitigen.

Die  Gewaltschutzstrategie  benennt  Ziele  und  120  konkrete
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Maßnahmen,  wie  Gewalt  gegen  Frauen  und  häusliche  Gewalt
bekämpft  werden  kann.  Eine  mit  Kabinettbeschluss  neu
eingerichtete  Koordinierungsstelle  bündelt  künftig  die
Maßnahmen der Bundesregierung.

Weitere  Informationen:
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-fuer-ein-v
erlaessliches-hilfesystem-bei-geschlechtsspezifischer-und-
haeuslicher-gewalt-251160

Selbstbestimmungsgesetz  (seit
November 2024 in Kraft)
Ein einfaches, einheitliches Verfahren für eine Änderung des
Personenstandseintrags  ohne  diskriminierende  Begutachtungen
und Fremdbestimmung ist an die Stelle des veralteten und zum
Teil verfassungswidrigen Transsexuellengesetzes getreten.

Verhinderung  von  sogenannten  Gehsteigbelästigungen  (seit
November 2024 in Kraft)

Änderung des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, um Schwangere
vor  unzumutbaren  Belästigungen  zu  schützen,  damit  sie  den
gesetzlich  garantierten  Anspruch  auf  eine  ergebnisoffene
Schwangerschaftskonfliktberatung wahrnehmen können.

Quelle: Pressemitteilung Bundesfamilienministerium
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